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STOLPERSTEINE BEI DER DURCHSETZUNG 
VON MÄNGELRECHTEN
Ein Käufer oder Besteller eines Werkes er-
wartet, dass die gekaufte Ware oder das 
Werk bei der Übergabe keine Mängel auf-
weisen. Während bei einem Produkt das 
fehlerhafte Objekt durch ein anderes ersetzt 
werden kann, ist dies bspw. bei Haustech-
nikanlagen, die in einem Gebäude einge-
baut sind, oder einem Haus nicht möglich. 
Die Behebung von gravierenden Mängeln ist 
rasch mit hohen Kosten verbunden und den 
Mängelrechten und -pfl ichten der Parteien 
kommt ein erhöhtes Gewicht zu. Wer Mängel 
eines Kaufobjekts oder eines Werkes geltend 
macht oder für solche einzustehen hat, der 
hat zahlreiche Punkte zu berücksichtigen.   
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Defi nition des Mangels

Ein (Sach-)Mangel liegt vor, wenn 

der Sache bzw. dem Werk eine ver-

traglich vereinbarte Eigenschaft fehlt 

oder die Tauglichkeit zum voraus-

gesetzten Gebrauch eingeschränkt 

oder aufgehoben ist. In diesem Fall 

haftet der Verkäufer/Werkunterneh-

mer gemäss den vertraglichen Ver-

einbarungen oder nach den gesetzli-

chen Gewährleistungsbestimmungen 

(Kaufvertrag Art. 197 " . OR; Werkver-

trag Art. 367 " . OR). 

Mängelrechte beim Kauf- und beim 

Werkvertrag

Der Käufer hat die Wahl, den Kauf 

bei einem fehlerhaften Produkt rück-

gängig zu machen (Wandelung) oder 

vom Verkäufer zu verlangen, dass er 

den dadurch bewirkten Minderwert 

ausgleicht (Minderung). Handelt es 

sich beim Kaufobjekt um eine vertret-

bare Sache, kann er den Ersatz der 

Ware durch eine mangelfreie fordern. 

Benützt er dagegen ein mangelhaf-

tes Produkt in Kenntnis des Mangels 

weiter, kann sein Verhalten als Ge-

nehmigung verstanden werden und 

die Wandelung ist i.d.R. nicht mehr 

möglich. Wichtig ist, dass der Käufer 

keinen Anspruch auf Behebung des 

Mangels hat (Reparatur), ausser dies 

wurde so vereinbart. 

Beim Werkvertrag entfällt die Wan-

delung, wenn das Werk mit dem 

Grund und Boden verbunden ist. 

Der Besteller hat aber zusätzlich das 

Recht, die Nachbesserung zu ver-

langen. Verursacht die Nachbesse-

rung übermässige Kosten, ist nur die 

Minderung zulässig. Durch vertragli-

che Abrede können die Parteien die 

Mängelrechte ihren Bedürfnissen an-

passen. Bei Bauwerken wird z.B. oft 

vereinbart, dass zuerst nur die Nach-

besserung verlangt werden kann (so 

z.B. die Norm SIA 118). 

Bei Verschulden des Verkäufers/Un-

ternehmers kann zudem ein allfälli-

ger Schadenersatz geltend gemacht 

werden.

Die Rügeobliegenheiten

Damit der Verkäufer/Werkunterneh-

mer Kenntnis vom Mangel erhält, 

muss ihm dieser mitgeteilt werden. 

Diese Mitteilungspfl icht hat der Ge-

setzgeber an eine Frist geknüpft, de-

ren Nichteinhaltung gravierende Fol-

gen für den Käufer/Besteller nach 

sich zieht.

Der Käufer/Besteller hat die Pfl icht, 

die Ware oder das Werk innert an-

gemessener Frist nach der Überga-

be zu prüfen. Entdeckte Mängel muss 

er seinem Vertragspartner sofort mit-

teilen. Verletzt er diese Rügeoblie-

genheit, verwirken seine Sachmän-

gelrechte. Nicht o" en erkennbare 

Mängel (sog. versteckte Mängel) sind 

sofort nach ihrer Entdeckung zu rü-

gen. Sofort bedeutet innert einer 

Frist von sieben Tagen, die nur aus-

nahmsweise überschritten werden 

darf (BGer Urteil 4A_51/2007). 

Die harte Folge der Verwirkung bei 

einer verspäteten Rüge kann zu stos-

senden Resultaten führen. Realisiert 

z.B. ein nicht baukundiger Hausei-

gentümer nicht, dass ein Mangel gra-

vierende Folgen nach sich zieht, oder 

rügt er aus anderen Gründen den 

Mangel nicht sofort, verliert er sei-

ne Mängelrechte. Ist die Ursache und 

damit die Verantwortlichkeit für ei-
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nen Mangel nicht bekannt, fragt sich, 

gegenüber wem denn überhaupt zu 

rügen ist. Diese strengen Regeln zur 

Rügeobliegenheit dienten ursprüng-

lich der Rechtssicherheit. Zweifelhaft 

ist, ob sie bei Laien wie Einmalbau-

herren sachgerecht sind, wenn selbst 

Fachleute darüber stolpern. So hat 

das Bundesgericht die Haftung ei-

nes Ingenieurs wegen einer fehler-

haften statischen Berechnung abge-

lehnt, weil der fachkundige Bauherr 

rund einen Monat nach Kenntnis der 

Mangelhaftigkeit seine Mängelrüge 

zu spät vorbrachte.

Diese Regeln können durch die Par-

teien abgeändert werden. Bei Bau-

werken wird oft die Norm SIA 118, 

Allgemeine Bedingungen für Bauar-

beiten, als Vertragsbestandteil ver-

einbart. Diese sieht vor, dass Mängel 

während einer zweijährigen Rügefrist 

seit der Übergabe (Abnahme) jeder-

zeit gerügt werden können. Danach 

gilt wieder bis zur Verjährung die so-

fortige Rügeobliegenheit. Dies ist 

eine sachgerechte Lösung, die es zu-

dem ermöglicht, bei einem Bauwerk 

kaum zu vermeidende Mängel e%  zi-

ent und kostensparend zu beheben, 

und gleichzeitig das Risiko des Be-

stellers vor einer verspäteten Rüge 

reduziert.

Annahmeverzug

Das Bundesgericht bestätigt in ei-

nem neueren Entscheid (BGer 

4A_446/2015), dass sich ein Käufer 

nicht auf die Mängelrechte berufen 

kann, solange er selbst in Verzug ist. 

Der Käufer einer Standardsoftware 

räumte dem Verkäufer das Recht 

ein, diese nachzubessern. Später ver-

wehrte der Käufer dem Verkäufer den 

Zugang zu den Geschäftsräumen, so 

dass dieser die Software nicht nach-

bessern konnte, und löste dennoch 

den Kaufvertrag wegen Mängeln auf. 

Durch die Verhinderung der Repara-

tur befand sich der Käufer in Verzug 

und durfte den Vertrag nicht aufl ö-

sen. Hingegen konnte der Verkäufer 

seinen Schaden (u.a. Kaufpreis) gel-

tend machen. 

Beweis der Mangelhaftigkeit

Normalerweise muss der Käufer/

Werkbesteller den Mangel resp. die 

Abweichung vom Vertrag beweisen. 

In vielen Fällen mag dies einfach sein, 

z.B. wenn ein neues Auto Öl verliert 

oder das Dach eines neuen Hauses 

nicht dicht ist. Sind die Eigenschaf-

ten ungenau defi niert oder handelt 

es sich z.B. um ästhetische Beein-

trächtigungen (z. B. Wolkenbildung 

im Poolmosaik), können die Ansich-

ten darüber weit auseinandergehen, 

ob überhaupt ein Mangel vorliegt. 

Schwierigkeiten kann auch die Fest-

stellung verursachen, wer für einen 

Mangel verantwortlich ist.

Es ist zulässig, die Beweislast durch 

Vereinbarung abzuändern. Die er-

wähnte Norm SIA 118 sieht bspw. 

während der Rügefrist eine Beweis-

lastumkehr vor. Ist zwischen den Par-

teien streitig, ob ein Mangel vorliegt, 

muss der sachkundige Unternehmer 

beweisen, dass das Werk den ver-

traglichen Abmachungen entspricht. 

Verjährung und Unterbrechung

Die Ansprüche des Käufers/Bestel-

lers verjähren zwei Jahre nach der 

Übergabe. Fünf Jahre beträgt die 

Verjährungsfrist bei unbeweglichen 

Werken oder wenn die Sache, wel-
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e.

che den Mangel verursacht, in ein un-

bewegliches Werk integriert wurde. 

Ist die Verjährung eingetreten, kön-

nen die Mängelrechte nicht mehr ge-

gen den Willen des Verkäufers/Un-

ternehmers durchgesetzt werden. 

Es ist daher wichtig, den Beginn der 

Frist (Übergabe) und ihren Ablauf im 

Auge zu behalten. Innerhalb des ge-

setzlichen Rahmens dürfen die Fris-

ten abgeändert werden. Es ist bspw. 

üblich, die Gewährleistung beim Kauf 

einer älteren Liegenschaft auszu-

schliessen. 

Durch Betreibung, Klage oder Aner-

kennung des Mangels kann die Ver-

jährung unterbrochen werden mit 

der Folge, dass sie neu zu laufen be-

ginnt. Achtung, die Mängelrüge un-

terbricht die Verjährung aber nicht!

Behebt hingegen ein Unternehmer 

einen Mangel aus Kulanz, ohne ei-

nen Vorbehalt anzubringen, obwohl 

er dazu nicht verpfl ichtet wäre, stellt 

dies eine Anerkennungshandlung 

und damit die Übernahme der Ver-

antwortung für den Mangel und sei-

ne Reparatur dar. Vorsicht ist auch 

geboten, wenn der Käufer/Besteller 

zuerst nur das Recht hat, die Behe-

bung des Mangels (Nachbesserung) 

zu fordern. Da es sich bei der Nach-

besserung nicht um eine Geldforde-

rung handelt, kann die Verjährungs-

frist nicht durch eine Betreibung 

unterbrochen werden. Es kann somit 

der Fall eintreten, dass zur Unterbre-

chung der Verjährung eine Klage an-

zuheben ist. Dabei sind u.a. die pro-

zessualen Zuständigkeitsregeln zu 

beachten, insbesondere in Kantonen 

mit einem Handelsgericht (AG, BE, 

SG, ZH). Spätestens in solchen Fäl-

len empfi ehlt sich der Beizug eines 

Juristen.

Fazit

 − Beim Vertragsabschluss sollte 

man sich Klarheit über die Rechte 

und Pfl ichten im Zusammenhang 

mit der Gewährleistung verschaf-

fen (wie Rügeobliegenheit, Ver-

jährungsfrist).

 − Treten (gravierende) Mängel auf, 

sind die nötigen Massnahmen 

(Mängelrüge, Ursachenabklärung 

usw.) unverzüglich vorzunehmen. 

 − Der Verkäufer/Werkunternehmer 

sollte als erstes abklären, ob eine 

Mängelhaftung besteht (sachge-

rechte Nutzung, eingehaltene Rü-

gefrist, Verjährung usw.).

 − Bei drohendem Verjährungsein-

tritt oder komplexen Verhältnis-

sen empfi ehlt sich der Beizug ei-

nes Juristen.

Wir unterstützen Bauherren und Un-

ternehmer regelmässig und praxis-

nah im Zusammenhang mit Fragen 

und Konfl ikten zur Gewährleistung 

unter Einschluss der Vertragsgestal-

tung.
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